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5 BrandBranchenBrief Land- und Forstwirtschaft 

      

Themen dieser Ausgabe 

   

 1. Umsatzbesteuerung der Veräußerungen von Zah-

lungsansprüchen 

2. Landwirtschaftlicher Kleinbetrieb-Abgrenzung zur 

privaten Gartenbewirtschaftung 

3. Abgrenzung Land- und Forstwirtschaft vom Gewer-

be bei Hofladen oder Handelsgeschäft 

4. Vorsteuerberichtigung bei Umlaufvermögen 

5. Haftung des Landwirts für Schäden durch ausbre-

chende Jungrinder 

6. Vereinfachungsregeln für Umsätze von land- 

und forstwirtschaftlichen Betrieben 

7. Verluste aus Liebhaberei bei einer GmbH sind 

verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) 

 8. Volle Freizügigkeit für Arbeitnehmer aus 8 

neuen EU-Mitgliedsstaaten ab Mai 

9. Pauschale Zuschläge für Sonntags- oder 

Nachtarbeit nicht Steuerfrei 

10. Asbestsanierung, Photovoltaikanlage und 

Vorsteuerabzug 

11. Behandlung der Vorsteuer bei Durchschnitts-

satzermittlern 

12. Vermögensübergabe gegen Versorgungsleis-

tungen 

13. Teilzeitbeschäftigte müssen nicht zwingend 

Nachmittags arbeiten 
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Umsatzbesteuerung der Veräußerung 
von Zahlungsansprüchen  

Kernaussage 

Die Veräußerung von Zahlungsansprüchen (ohne Flächen), 

die einem Landwirt aufgrund der Reform der Gemeinsamen 

Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP-Reform) zuge-

wiesen wurden, unterliegt der Umsatzbesteuerung. Sie ist 

nicht nach Durchschnittssätzen zu besteuern und ist auch 

nicht steuerfrei. 

Sachverhalt 
Der Kläger ist Landwirt und unterliegt mit seinen Umsätzen 

der Durchschnittssatzbesteuerung. Nach der GAP-Reform 

stehen ihm Zahlungsansprüche zu. Diese können grund-

sätzlich durch Verkauf oder jede andere endgültige Über-

tragung mit oder ohne Flächen veräußert werden. Der 

Kläger verkaufte 18,58 Zahlungsansprüche für insgesamt 

6.503 EUR. Der sich hieraus resultierende Nettobetrag von 

5.464 EUR gab der Kläger als steuerbaren und steuer-

pflichtigen Umsatz an. Das Finanzamt folgte der einge-

reichten Umsatzsteuererklärung. Hiergegen wehrte sich 

nunmehr der Kläger und begehrte die Anwendung der 

Durchschnittssatzbesteuerung; jedenfalls aber sei der Um-

satz nach den Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes 
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(UStG) steuerfrei. Der Bundesfinanzhof gab schließlich 

dem Finanzamt Recht. 

Entscheidung 
Bereits der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass 

die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung nicht 

anwendbar ist. Diese bezieht sich lediglich auf die Liefe-

rung landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder die Erbringung 

landwirtschaftliche Dienstleistungen im Sinne der Mehr-

wertsteuersystemrichtlinie. Die Veräußerung von Zah-

lungsansprüchen fällt nicht hierunter. Auch eine Gewäh-

rung der begehrten Steuerfreiheit nach dem UStG kam 

nicht in Betracht, denn nach Auffassung des Bundesfi-

nanzhofs ist die Veräußerung von Zahlungsansprüchen 

kein Fall eines Finanzgeschäftes, so dass die entspre-

chende Steuerbefreiungsvorschrift nicht anwendbar ist. 

Zahlungsansprüche erfordern nämlich beihilfefähige Flä-

chen, die zur Aktivierung der Zahlungsansprüche führen 

können; daneben sind weitere Auflagen zu erfüllen. Wegen 

dieser zusätzlichen Voraussetzungen konnte die umsatz-

steuerliche Befreiungsvorschrift keine Anwendung finden. 

Konsequenz 
Da die Veräußerung oder sonstige Übertragung von Zah-

lungsansprüchen gemäß der GAP-Reform weder ein Tat-

bestand der Durchschnittssatzbesteuerung ist, noch den 

Steuerbefreiungsvorschriften unterfällt, sind die erhaltenen 

Entgelte inklusive Umsatzsteuer zu werten. Der Zahlungs-

empfänger schuldet daher die Umsatzsteuer in Höhe des 

Regelsteuersatzes von 19 %. 
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Landwirtschaftlicher Kleinbetrieb – 
Abgrenzung zur privaten Garten-
bewirtschaftung 

Kernaussage 
Wenn nach der Einheitswertfeststellung ein landwirtschaft-

licher Betrieb vorliegt und die Größe der bewirtschafteten 

Fläche die für die Abgrenzung von einer privaten Garten-

bewirtschaftung entwickelte Grenze (3.000 qm) übersteigt, 

ist in der Regel auch einkommensteuerrechtlich von einem 

landwirtschaftlichen Betrieb auszugehen. 

Sachverhalt 
Im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge übertrug die 

Klägerin Grundstücke, die seit Mitte der 50er Jahre im 

Familienbesitz waren, auf ihre beiden Töchter. Ausweislich 

des Grundbuchs waren zu keinem Zeitpunkt Eigentümer 

mit der Berufsbezeichnung "Landwirt" eingetragen. Der 

Einheitswertakte des Finanzamts war zu entnehmen, dass 

die Grundstücke einem Betrieb der Land- und Forstwirt-

schaft zugeordnet wurden, da die Voreigentümer jeweils 

das Halten von Vieh, wenn auch im untergeordneten Ver-

hältnis, angegeben hatten. Ob allerdings jemals Einkünfte 

aus Land- und Forstwirtschaft erklärt wurden, war nicht 

mehr nachvollziehbar. Das Finanzamt stellte im Rahmen 

der Übertragung der Grundstücke eine steuerpflichtige 

Entnahme fest, weil der Grundbesitz insgesamt land- und 

forstwirtschaftliches Betriebsvermögen gewesen sei. Dies 

führte zur Aufdeckung stiller Reserven. Die hiergegen ge-

richtete Klage blieb vor dem Bundesfinanzhof erfolglos. 

Entscheidung 
Nach Ansicht der Richter hatte das Finanzamt zu Recht 

einen landwirtschaftlichen Betrieb angenommen. Bei einer 

Entnahme muss vorweg der Tatbestand des Betriebsver-

mögens erfüllt sein. Hierfür muss der jeweilige Betriebsin-

haber selbstständig und nachhaltig tätig sein, sich am all-

gemeinen wirtschaftlichen Verkehr beteiligen und insge-

samt mit Gewinnerzielungsabsicht handeln. Landwirtschaft 

kann auch auf Stückländereien betrieben werden und er-

fordert keine Mindestfläche; Ausnahme hiervon bildet eine 

lediglich sehr geringe Nutzfläche. Die Finanzverwaltung 

nimmt dafür aus Vereinfachungsgründen eine Flächengrö-

ße von nicht mehr als 3.000 qm an, sofern keine Intensiv-

nutzung vorliegt. Nach der Rechtsprechung sind auch Bei-

tragszahlungen zur Landwirtschaftskammer sowie zur 

landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Indizien für das 

Vorliegen eines einkommensteuerrechtlichen Betriebs der 

Landwirtschaft. Selbst die Annahme, dass die Flächen vor 

Generationen land- und forstwirtschaftlichen Zwecken 

dienten, reicht aus, um einen (ruhenden) Betrieb anzuneh-

men. Damit bleiben die Flächen Betriebsvermögen, solan-

ge nicht eine ausdrückliche Entnahme erklärt wird. Auch 

eine Verpachtung, selbst über Jahrzehnte, reicht nicht aus, 

um den Betrieb als aufgegeben zu deklarieren. Hier ist 

ebenfalls eine unmissverständliche Aufgabeerklärung er-

forderlich. Demnach waren die stillen Reserven der im 

Streitfall entnommenen Flächen zu versteuern. 

Konsequenz 
Es gilt, nach wie vor ein Augenmerk auf einen latent vor-

handenen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zu richten. 

Der Fall zeigt wieder einmal deutlich, dass ruhende Betrie-

be vorliegen können, die bereits durch Vorgenerationen 

entstanden sind. 
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Abgrenzung Land- und Forstwirt-
schaft vom Gewerbe bei Hofladen 
oder Handelsgeschäft 

 
Frühere Rechtslage  

Mit BMF-Schreiben vom 18.1.2010 galt hinsichtlich der 

zeitlichen Anwendung zur Abgrenzung der Land- und 

Forstwirtschaft vom Gewerbe in Zukaufsfällen die Vorgabe, 

dass die neuen Anwendungsregelungen erstmals für Wirt-

schaftsjahre gelten sollten, die nach dem 30.6.2010 begin-

nen. 

Verlängerung der Zeitvorgabe 
Diese zeitliche Vorgabe wurde bereits mit Schreiben des 

Bundesfinanzministeriums (BMF) vom 24.6.2010 um ein 

Jahr verlängert, da noch einige offene Fragen zur Anwen-

dung der Neuregelung bestanden und nicht fristgerecht 

geklärt werden konnten. 
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Neues BMF-Schreiben 
Nunmehr hat das Bundesfinanzministerium mitgeteilt, dass 

die sogenannte Altregelung im Sinne der Richtlinie 15.5 

Absatz 5 und 6 der Einkommensteuerrichtlinien 2008 bei 

Verschlechterungen weiterhin angewandt werden dürfen. 

Dies jedoch nur für die Wirtschaftsjahre, die vor der Veröf-

fentlichung einer geänderten Richtlinienfassung beginnen. 

Damit bleibt zunächst ein definitiver Umsetzungstermin 

offen. 

4 
Vorsteuerberichtigung bei Umlauf-
vermögen 

 
Rechtslage 
Ändern sich die Verhältnisse, die für den Vorsteuerabzug 

beim Erwerb von Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens 

maßgebend waren, so ist die Vorsteuer zu berichtigen (§ 

15a UStG). 

Sachverhalt 
Kauft ein Kleinunternehmer Ware in 2011, so steht ihm 

hieraus kein Vorsteuerabzug zu. Überschreitet er in 2012 

die Kleinunternehmergrenze, so wird er steuerpflichtig. 

Verkauft er nun in 2012 die in 2011 erworbene Ware, so 

unterliegt der Verkauf der Umsatzsteuer. Im Gegenzug 

kann die Vorsteuer aus dem Erwerb der Ware berichtigt, d. 

h. nachträglich geltend gemacht werden. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das Bayerische Landesamt für Steuern stellt in einer Ver-

fügung die Verwaltungsauffassung zur Korrektur der Vor-

steuer bei Umlaufvermögen dar. 

Konsequenzen 
Die Verfügung ist insbesondere in folgenden Fallkonstella-

tionen zu beachten: - Wechsel vom Kleinunternehmer zur 

Regelbesteuerung und umgekehrt. - Wechsel von der 

Durchschnittssatzbesteuerung für Land- und Forstwirte zu 

Regelbesteuerung und umgekehrt. - Erwerb eines Grund-

stückes mit Vorsteuerabzug zwecks steuerpflichtiger Wei-

terveräußerung und spätere tatsächliche steuerfreie Ver-

äußerung. Besonders zu beachten sind folgende Sachver-

halte: Eine Korrektur zugunsten der Unternehmer setzt 

voraus, dass bei Erwerb des Umlaufvermögens ordnungs-

gemäße Rechnungen vorgelegen haben. Die Unternehmer 

sollten daher bei Erwerb des Umlaufvermögens nur ein-

wandfreie Rechnungen akzeptieren. Auch wenn sie zu 

diesem Zeitpunkt noch keine Vorsteuer ziehen können, so 

erhalten sie sich diese Möglichkeit für den Fall, dass sich 

die Verhältnisse, wie dargestellt, ändern. Da eine Korrektur 

nur erfolgt, wenn die auf den Erwerb des jeweiligen Wirt-

schaftsgutes entfallende Vorsteuer 1.000 EUR übersteigt, 

kann es gerade für Landwirte zudem wichtig sein, zu klä-

ren, was als Wirtschaftsgut bzw. Berichtigungsobjekt im 

Sinne des § 15a UStG zu verstehen ist. Kauft ein Landwirt 

z. B. eine Partie von 100 Schweinen auf die insgesamt 

1.200 EUR Vorsteuer entfallen, so setzt eine spätere Be-

richtigung voraus, dass diese Partie als Berichtigungsobjekt 

angesehen wird, da die Vorsteuer, die auf ein einzelnes 

Schwein entfällt, nicht 1.000 EUR übersteigt. Die Verfü-

gung stellt hierzu die Auffassung der Finanzverwaltung dar, 

die von der Rechtsprechung jedoch nicht in vollem Umfang 

geteilt wird. 

5 
Haftung des Landwirts für Schäden 
durch ausbrechende Jungrinder 

 

 
Kernfrage 
Halter von Nutztieren, also Haustieren, die aus beruflichen 

Gründen oder zu Erwerbszwecken gehalten werden, sind 

bei durch die Tiere verursachten Schäden haftungsprivile-

giert. Für andere Tiere als Nutztiere sieht das Gesetz in 

allen Fällen eine Haftung des Tierhalters vor. Bei Nutztie-

ren haftet der Tierhalter nicht, wenn er seiner Aufsichts-

pflicht über das Tier nachgekommen ist oder der Schaden 

auch bei ausreichender Aufsicht entstanden wäre. Das 

Oberlandesgericht (OLG) Schleswig hatte nunmehr darü-

ber zu entscheiden, ob dieses Haftungsprivileg noch zeit-

gemäß ist. 

Sachverhalt 
Der beklagte Landwirt betreibt Rindviehhaltung. Im Spät-

herbst hatte er seine weiblichen, erstmals trächtigen Jung-

rinder auf eine umzäunte Koppel hinter seinem Haus ge-

bracht, um sie dort bis zur endgültigen Überwinterung im 

Stall zu halten. Ein Jungrind brach dabei in einer Panikre-

aktion aus und kollidierte mit 2 Autos, deren Halter Scha-

densersatz gegen den Landwirt geltend machten. Gegen 

die Schadensersatzansprüche machte der Landwirt sein 

Haftungsprivileg als Nutztierhalter geltend. Nachdem der 

Bundesgerichtshof (BGH) in einem ersten Verfahren das 

Haftungsprivileg des Nutztierhalters als rechtmäßig ange-

sehen hatte, hatte das OLG nunmehr darüber zu befinden, 

ob der Landwirt seiner Aufsichtspflicht ausreichend nach-

gekommen war. 

Entscheidung  
Auf der Grundlage eines Gutachtens, dass den Ausbruch 

des Jungtiers als Panikreaktion erwiesen hatte, wies das 

Gericht die Klage ab. Der Landwirt haftet nicht, auch wenn 

der Zaun sich an der Ausbruchsstelle möglicherweise nicht 

in einem ordnungsgemäßen Zustand befunden haben 

sollte, weil selbst ein ordentlicher Zaun der Panikreaktion 

nicht standgehalten hätte. Auch das Halten der Tiere nahe 

am Haus stelle keine Pflichtverletzung, sondern übliche 

Praxis zur Gewöhnung der Tiere an den Hofbereich dar. 

Konsequenz 
Bei durch Nutztiere verursachten Schäden gilt das Haf-

tungsprivileg zugunsten des Nutztierhalters. Er haftet (wei-

terhin) nur dann, wenn ihm eine Sorgfaltspflicht-verletzung 

nachgewiesen werden kann. 
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Vereinfachungsregeln für Umsätze 
von land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben 

 

Alte Rechtslage  
Abschnitt 24.6 Abs. 1 UStAE enthält Vereinfachungsrege-

lungen für bestimmte Umsätze von land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben und lautet: "Werden im Rahmen 

eines pauschalierten land- und forstwirtschaftlichen Betrie-

bes auch der Regelbesteuerung unterliegende Umsätze 

ausgeführt (z. B. Lieferungen zugekaufter Erzeugnisse, 

Erbringung sonstiger Leistungen, die nicht landwirtschaftli-

chen Zwecken dienen), können diese unter den Vorausset-

zungen des Abs. 2 aus Vereinfachungsgründen in die 

Durchschnittssatzbesteuerung einbezogen werden. Unter 

den gleichen Voraussetzungen kann aus Vereinfachungs-

gründen von der Erhebung der Steuer auf die Umsätze mit 

Getränken und alkoholischen Flüssigkeiten verzichtet wer-

den." Voraussetzung war insbesondere, dass die genann-

ten Umsätze im Kalenderjahr nicht mehr als 4.000 EUR 

betrugen (Abschnitt 24.6 Abs. 2 Nr. 1 UStAE). Ob diese 

Umsatzgrenze eingehalten wurde, ist endgültig erst mit 

Ablauf des Kalenderjahres erkennbar. Bereits im Laufe des 

Jahres ist aber bei der Versteuerung der entsprechenden 

Umsätze und der Rechnungserteilung über die Anwend-

barkeit der Durchschnitts-satzbesteuerung zu entscheiden. 

Neue Rechtslage 
Mit Schreiben vom 8.4.2011 hat das Bundesfinanzministe-

rium den Umsatzsteueranwendungserlass geändert; zu-

künftig ist die Umsatzgrenze (Abschnitt 24.6 Abs. 2 Nr. 1 

UStAE) im Interesse der Rechtssicherheit und zur Vermei-

dung rückwirkender Rechnungskorrekturen im Wege einer 

Vorausschau zu Beginn des Kalenderjahres zu prüfen. 

Abschnitt 24.6 Abs. 2 Nr. 1 UStAE lautet daher nun wie 

folgt: "1. Die in Abs. 1 genannten Umsätze betragen vo-

raussichtlich insgesamt nicht mehr als 4.000 EUR im lau-

fenden Kalenderjahr." Das Schreiben des Bundesfinanzmi-

nisteriums ist auf nach dem 31.12.2010 ausgeführte Um-

sätze anzuwenden. 
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Verluste aus Liebhaberei bei einer 
GmbH sind verdeckte Gewinnaus-
schüttung (vGA) 

 

Kernproblem 
Die Frage, ob die von einem Steuerpflichtigen erzielten 

Verluste steuerlich anzuerkennen sind oder ob sie dem 

steuerlich irrelevanten (Privat-)Bereich der Liebhaberei 

zuzuordnen sind, ist immer wieder Gegenstand finanzge-

richtlicher Verfahren. Dies kann auch Prüfgegenstand bei 

einer GmbH sein. Erzielt nämlich eine Kapitalgesellschaft 

auf Dauer Verluste, so kann hierin eine verdeckte Gewinn-

ausschüttung (vGA) an ihre Gesellschafter vorliegen, wenn 

und soweit die von der Gesellschaft getätigten Geschäfte 

im privaten Interesse der Gesellschafter liegen. 

 

 

Sachverhalt 
Klägerin war eine GmbH, an der 2 Gesellschafter zu je 50 

% beteiligt waren. Kerngeschäft der Gesellschaft waren 

Dienstleistungen im Bereich des Beförderungsverkehrs. 

Daneben betrieb sie seit 1996/1997 die Zucht und den 

Vertrieb von Fleischrindern. Vor Aufnahme der Rinderzucht 

hatten die beiden Gesellschafter bereits eine private Pfer-

dehaltung betrieben. Im Anschluss an eine Betriebsprüfung 

der Jahre 1997-2003, die Verluste der Rinderzucht jeweils 

im 5-stelligen Bereich feststellte, gelangte das Finanzamt 

zu der Auffassung, dass die Rinderzucht einen steuerlichen 

"Liebhabereibetrieb" darstelle und somit die Verluste als 

vGA zu behandeln seien. Die GmbH erhob hiergegen Kla-

ge und beantragte die Aussetzung der Vollziehung. Der 

Antrag wurde vom Finanzgericht abgelehnt; die Revision 

wurde nicht zugelassen. 

Entscheidung 
Nach Auffassung der Richter bestehen keine ernstlichen 

Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Bescheide. Vielmehr sei 

die Tatsache, dass die GmbH außerhalb ihres Kernge-

schäfts Verluste aus einer Rinderzucht über einen ge-

schlossenen Zeitraum von 11 Jahre erzielte, ein gewichti-

ges Indiz dafür, dass die Gesellschaft die Rinderzucht nicht 

im eigenen Interesse, sondern im Interesse der Gesell-

schafter unterhalte. Die Prüfung, ob die Gesellschaft im 

Eigen- oder Gesellschafterinteresse handele, sei dabei 

grundsätzlich nach denjenigen Regeln zu beurteilen, die 

bei natürlichen Personen und Personengesellschaften für 

die Abgrenzung der auf Einkunftserzielung gerichteten 

Tätigkeit von der steuerlich unbeachtlichen "Liebhaberei" 

gelten würden. 

Konsequenzen 
Der Beschluss ist zwar nur im Aussetzungsverfahren er-

gangen, so dass eine abschließende Beurteilung der recht-

lichen und tatsächlichen Zweifelsfragen nicht erfolgte. Es 

ist jedoch zu bezweifeln, dass das Gericht im Hauptsache-

verfahren zu einer anderen Entscheidung gelangen wird. 

Dem "Vorwurf" der Liebhaberei kann sich der Steuerpflicht-

ige wohl nur noch entziehen, wenn er eine überzeugende 

und belastbare Prognose zum Erzielen eines Totalgewinns 

darlegen kann. 
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Volle Freizügigkeit für Arbeitnehmer 
aus 8 neuen EU-Mitgliedsstaaten ab 
Mai 

  

Hintergrund 
Zum 1.5.2004 traten insgesamt 8 osteuropäische Staaten 

(insbesondere Polen, die Slowakei sowie die Baltischen 

Republiken) der Europäischen Union bei. Um damals den 

europäischen Arbeitsmarkt vor "Lohndumping" aus Osteu-

ropa zu schützen, wurde in den Beitrittsverträgen allerdings 

vereinbart, dass die europarechtliche (Arbeitnehmer-

)Freizügigkeit frühestens nach Ablauf von 3 Jahren mit 2-

maliger jeweils 2-jähriger Verlängerungsoption in Kraft 

treten sollte. Deutschland hat von dieser Maximalbefristung 

Gebrauch gemacht; zum 1.5.2011 kann das Wirksamwer-
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den der uneingeschränkten (Arbeitnehmer-)Freizügigkeit 

aber nicht mehr verhindert werden. 

Rechtslage ab dem 1.5.2011 
Arbeitnehmer aus den Staaten Estland, Lettland, Litauen, 

Polen, der Slowakischen Republik, Slowenien, der Tsche-

chischen Republik und Ungarn genießen ab dem 1.5.2011 

volle Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union. Sie 

können dann bei einem inländischen Arbeitgeber in 

Deutschland ohne Arbeitserlaubnis arbeiten. Möglich ist 

aber, dass in einzelnen Branchen (z. B. Landwirtschaft) 

und besonderen arbeitsrechtlichen Strukturen (z. B. kurz-

fristige Arbeitsverhältnisse) besondere sozialversicherungs-

rechtliche Regelungen einzuhalten sind. Darüber hinaus 

gelten für osteuropäische Arbeitnehmer die gleichen ge-

setzlichen Rahmenbedingungen (einschließlich z. B. Min-

destlöhne) wie für deutsche Arbeitnehmer. 

Konsequenz 
Ab dem 1.5.2011 gelten für viele osteuropäischen Arbeit-

nehmer dieselben Regelungen, wie sie bereits für alle an-

deren EU-Bürger bei der Arbeit in Deutschland bestanden. 

Für Arbeitnehmer aus Bulgarien und Rumänien, die 2007 

der Europäischen Union beigetreten sind, gelten weiterhin 

Zugangsbeschränkungen. 
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Pauschale Zuschläge für Sonntags- 
und Nachtarbeiten nicht Steuerfrei 

 
Kernaussage 
Nach § 3b Abs. 1 EStG sind neben dem Grundlohn ge-

währte Zuschläge steuerfrei, wenn sie für tatsächlich ge-

leistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit gezahlt 

werden. Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist aller-

dings, dass die Zuschläge neben dem Grundlohn geleistet 

werden; sie dürfen nicht Teil einer einheitlichen Entlohnung 

für die gesamte, auch an Sonn- und Feiertagen oder 

nachts geleistete Tätigkeit sein. 

Sachverhalt 
Der Kläger ist Flugkapitän. Sein Brutto-Monatsgehalt setzt 

sich entsprechend einem Kollektivvertrag aus Grundgehalt 

und einer Flugzulage i. H. v. 36,9 % des Grundgehalts 

zusammen. Zwischen den Tarifparteien wurde bzgl. der 

Flugzulage eine Widmung erstellt, in der eine Aufteilung 

nach Nachtarbeit, Samstagsarbeit, Sonntagsarbeit und für 

allgemeine Berufserschwernisse erfolgt. Die Zulagen-

komponenten werden pauschal im Wege einer monatlich 

gleichbleibenden Flugzulage abgegolten. In seiner Ein-

kommensteuererklärung erklärte der Kläger einen Teil der 

Zulage erfolglos als steuerfreie Nacht- und Sonntagsarbeit. 

Das Finanzgericht wies die gegen die Versagung der Aner-

kennung durch das beklagte Finanzamt gerichtete Klage 

zurück. 

 

 

 

Entscheidung 
Das Finanzgericht entschied, dass der Kläger keine nach § 

3b EStG steuerfreien Zuschläge erzielt hat. Er hat neben 

dem Grundlohn keine Zuschläge für Nacht- und Sonntags-

arbeit bezogen. Die streitige Flugzulage, die auch die Er-

schwernisse der Nacht- und Sonntagsarbeit entgilt, ist 

vielmehr Teil einer einheitlichen Entlohnung für die gesam-

te, auch nachts und sonntags, geleistete Tätigkeit. Im 

Streitfall steht das monatliche Entgelt des Klägers in kei-

nem Bezug zu seiner tatsächlich erbrachten zuschlagswür-

digen Arbeitsleistung. Grundgehalt und Flugzulage werden 

vielmehr ungeachtet der Einsatzzeiten des Klägers in stets 

gleicher Höhe geschuldet. Außerdem wird diese monatlich 

gleichbleibende Pauschale auch im Rahmen der Urlaubs- 

und Weihnachtssonderzahlung sowie im Krankheitsfall 

gewährt. 

Konsequenz 
Zuschläge für Sonntags- und Nachtarbeit sind nur dann 

und insoweit steuerfrei, als sie den im Einzelnen ermittelten 

Zuschlägen für tatsächlich geleistete Stunden zu diesen 

Zeiten entsprechen. Daher sollten diese Zeiten dokumen-

tiert und entsprechend separat abgerechnet werden, um 

die Steuerfreiheit in Anspruch nehmen zu können. 

10 
Asbestsanierung, Photovoltaik und 
Vorsteuerabzug  

 
Einführung 
Wer auf seinem Dach eine Photovoltaikanlage installiert, 

kann hieraus den Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen, 

wenn er diese unternehmerisch nutzt. Sofern zwecks In-

stallation der Photovoltaikanlage eine Dachsanierung not-

wendig ist, verweigert die Finanzverwaltung bisher den 

Vorsteuerabzug hieraus. 

Sachverhalt 
Anlässlich der Installation einer Photovoltaikanlage sanierte 

der Kläger das Dach. Die Dachsanierung war nach der 

Gefahrstoffverordnung die Voraussetzung für die Aufbrin-

gung der Photovoltaikanlage. Dennoch verweigerte das 

Finanzamt den entsprechenden Vorsteuerabzug 

Neues Urteil 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz gibt dem Kläger Recht. 

Demnach steht d3em Kläger der Vorsteuerabzug aus der 

Dachsanierung zu, soweit diese den Teil des Daches be-

trifft, auf dem die Photovoltaikanlage installiert ist. 

Konsequenzen 
Die Rechtsprechung zu dieser Thematik ist noch nicht 

gefestigt. Der Bundesfinanzhof (BFH) muss nun hierzu eine 

Entscheidung treffe. Aufgrund der jüngsten Urteile des BFH 

zum Vorsteuerabzug ist allerdings zu vermuten, dass die 

Entscheidung zugunsten der Betreiber erfolgen wird. Bis 

dahin müssen anders lautende Veranlagungen unter Ver-

weis auf die beim BFH anhängigen Verfahren offen gehal-

ten werden. 
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11 
Behandlungen der Vorsteuer bei 
Durchschnittssatzermittlern 

 
Sachverhalt 
Die Kläger bewirtschaften einen Weinbaubetrieb und erzie-

len insofern Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft. Ein 

durch Veräußerung von Grundstücken entstandener Ge-

winn wurde in eine Rücklage gemäß § 6c EStG eingestellt. 

Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagungen der Fol-

gejahre löste das Finanzamt die Rücklage Gewinn erhö-

hend auf. Hiergegen richtete sich der Einspruch. Der Klä-

ger beantragte die Übertragung der Rücklage auf Neuan-

schaffungen und legte hierfür ein Investitionsverzeichnis 

vor. Das Finanzamt folgte dem Antrag des Steuerpflichti-

gen, jedoch lediglich durch Übertragung der Rücklagen auf 

die Nettoinvestitionen. Eine Rücklagenauflösung auf die 

gezahlten Umsatzsteuerbeträge wurde, aufgrund der 

Durchschnittssatzbesteuerung des Betriebes, abgelehnt. 

Der Kläger wiederum beantragte die entsprechende Rück-

lagenauflösung auch auf die Umsatzsteuerbeträge. Im 

weiteren Verfahrensgang hatte der BFH zu entscheiden. 

Entscheidung 
Mit Verweis auf die Regelungen zur Durchschnittssatzbe-

steuerung werden Vorsteuerbeträge, die der Land- und 

Forstwirt zahlt, lediglich pauschal abgezogen. Damit sind 

sämtliche Vorsteuerbeträge abgegolten, so dass ein darü-

ber hinausgehender Vorsteuerabzug entfällt. Insofern gel-

ten auch bei Betrieben mit Durchschnittssatzbesteuerung 

die (pauschalen) Vorsteuerbeträge als abgezogen, so dass 

eine andersartige Auslegung, wie vom Kläger gefordert, 

nicht greift. Denn der Wortlaut der zu Grunde liegenden 

Vorschrift verlangt den Abzug von Vorsteuerbeträgen, so 

dass diese eben nicht zu den Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten gehören. 

Konsequenz 
Durch die rein pauschale Annahme des Abzugs von Vor-

steuerbeträgen, auch wenn dies aus verfahrensrechtlichen 

Vereinfachungsgründen lediglich als Annahme gewürdigt 

wird, entfällt die Möglichkeit der Übertragung einer Rückla-

ge auf in Rechnung gestellte Umsatzsteuerbeträge. Diese 

gehören auch bei Durchschnittssatzversteuerern nicht zu 

den Anschaffungs- und Herstellungskosten. Etwaige nach-

teilige Rechtsfolgen könnte der Land- und Forstwirt durch 

Option vermeiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rechtsstand: Juli 2011 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.stb-hdh.de 

 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezial-

fragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 

 
 


